
 

Zuständigkeitsregelung vom 09.11.2020 Entwurf Neu 
§ 1 

Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

1. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-
schuss hat die Arbeiten aller Ausschüsse auf-
einander abzustimmen. Ihm arbeiten grund-
sätzlich die Verwaltungsämter "Zentrale Steu-
erung und Service", "Finanzmanagement", 
„Steuerungsunterstützung“, „Zivil- und Bevöl-
kerungsschutz“ sowie "Ordnungsverwaltung 
und Bürgerzentrum" zu. 

 
 
2. Er berät alle Angelegenheiten, die dem Vor-

behaltsrecht des Rates unterliegen und nicht 
in Fachausschüssen beraten werden. Ausge-
nommen sind die Angelegenheiten gemäß § 
41 Abs. 1b) GO NRW.  

3. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-
schuss behandelt Anregungen und Beschwer-
den von Bürgern gemäß § 24 GO NRW und § 
13 Abs. 3 der Hauptsatzung der Stadt Hennef 
(Sieg). Nach inhaltlicher Prüfung überweist er 
sie an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. 
Bei der Überweisung kann er Empfehlungen 
aussprechen, an die die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

 
 
4. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-

schuss entscheidet im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel über 

4.1 alle Angelegenheiten, die nicht Fachaus-
schüssen zugewiesen und nicht dem Rat 
vorbehalten sind, 

4.2 über den Erlass von Hauptforderungen ab 
einer Höhe von 3.000,-- €, (inkl. USt), soweit 
nicht die Zuständigkeit der Werksausschüsse 
gegeben ist, 

4.3 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb 
von Archivalien, deren Anschaffungskosten 
mehr als 5.000,00 € (inkl. USt) im Einzelfall 
betragen. 

5. Kommissionen 
 
5.1 Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-

schuss kann Kommissionen zur Unterstüt-

§ 1 
Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

 
1. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-

schuss hat die Arbeiten aller Ausschüsse auf-
einander abzustimmen. Ihm arbeiten grund-
sätzlich die Verwaltungsämter "Zentrale Steu-
erung und Service", "Finanzmanagement", 
„Steuerungsunterstützung“, „Zivil- und Bevöl-
kerungsschutz“ sowie "Ordnungsverwaltung, 
und Bürgerzentrum, Zivil- und Bevölkerungs-
schutz " zu. 

 
 
 
 
 
 
 
3. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-

schuss behandelt Anregungen und Beschwer-
den von Bürgern und Bürgerinnen gemäß § 24 
GO NRW und § 13 Abs. 3 der Hauptsatzung 
der Stadt Hennef (Sieg). Nach inhaltlicher Prü-
fung überweist er sie an die zur Entscheidung 
berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann 
er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebun-
den ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Kommissionen 
 
5.1 Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-

schuss kann Kommissionen zur Unterstüt-



zung der Ausschussarbeit bilden. Die Kom-
missionen können mit Empfehlungen einem 
Fachausschuss oder dem Haupt-, Finanz- 
und Beschwerdeausschuss zuarbeiten. Emp-
fehlungen an den Rat werden im Haupt-, Fi-
nanz- und Beschwerdeausschuss vorbera-
ten. Der Bedarf richtet sich nach dem thema-
tischen Bedürfnis im Fachausschuss. Durch 
die Kommissionen soll möglichst viel Sach-
verstand für ein bestimmtes und zumeist 
komplexes Thema zusammengetragen wer-
den. Zur Vorberatung bedeutet, dass die Auf-
gabe solcher Kommissionen sich nur auf die 
Erarbeitung von Stellungnahmen und Emp-
fehlungen beschränken kann, an die die zur 
Entscheidung berufenen Ausschüsse oder 
der Rat nicht gebunden sind. Allerdings dür-
fen derartigen Kommissionen keine Aufga-
ben übertragen werden, die in die Zuständig-
keit des Rates, der Ausschüsse oder des 
Bürgermeisters eingreifen. Ihnen können ins-
besondere keine Entscheidungszuständigkei-
ten übertragen werden.  

 
 
5.2 Die Kommissionen tagen nicht öffentlich.  
 
5.3 Die Besetzung von Kommissionen erfolgt 

auf Antrag der Fachausschüsse spiegelbild-
lich zur Besetzung des Rates. Sofern eine 
Fraktion keinen Sitz in der Kommission er-
hält, kann diese ein beratendes Mitglied ent-
senden. Für jede Kommission ist ein Kom-
missionssprecher aus der Mitte der Mitglie-
der zu wählen.  

 
5.4 Jedes ordentliche Mitglied einer Kommission 

kann von jedem Ratsmitglied oder durch je-
den sachkundigen Bürger*in thematisch im 
Einzelfall vertreten werden. 

 
5.5 Auf das Verfahren in den Kommissionen fin-

den im Übrigen die Regelungen der Ge-
schäftsordnung für den Rat und die Aus-
schüsse der Stadt Hennef (Sieg) Anwen-
dung. 

 
6. Grundstücksangelegenheiten 

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-
schuss entscheidet alle städtischen Grund-
stücksangelegenheiten und berät die Grund-
stückangelegenheiten der Stadtbetriebe Hen-
nef – AöR vor. 
 
 
 
 

zung der Ausschussarbeit bilden. Die Kom-
missionen können mit Empfehlungen einem 
Fachausschuss oder dem Haupt-, Finanz-  
und Beschwerdeausschuss zuarbeiten. Emp-
fehlungen an den Rat werden im Haupt-, Fi-
nanz- und Beschwerdeausschuss vorbera-
ten. Der Bedarf richtet sich nach dem thema-
tischen Bedürfnis im Fachausschuss. Durch 
die Kommissionen soll möglichst viel Sach-
verstand für ein bestimmtes und zumeist 
komplexes Thema zusammengetragen wer-
den. Zur Vorberatung bedeutet, dass die Auf-
gabe solcher Kommissionen sich nur auf die 
Erarbeitung von Stellungnahmen und Emp-
fehlungen beschränken kann, an die die zur 
Entscheidung berufenen Ausschüsse oder 
der Rat nicht gebunden sind. Allerdings dür-
fen derartigen Kommissionen keine Aufga-
ben übertragen werden, die in die Zuständig-
keit des Rates, der Ausschüsse oder des 
Bürgermeisters / der Bürgermeisterin eingrei-
fen. Ihnen können insbesondere keine Ent-
scheidungszuständigkeiten übertragen wer-
den.  

 
 
 
5.3 Die Besetzung von Kommissionen erfolgt 

auf Antrag der Fachausschüsse spiegelbild-
lich zur Besetzung des Rates. Sofern eine 
Fraktion keinen Sitz in der Kommission er-
hält, kann diese ein beratendes Mitglied ent-
senden. Für jede Kommission ist ein*e Kom-
missionssprecher*in aus der Mitte der Mit-
glieder zu wählen.  

 
5.4 Jedes ordentliche Mitglied einer Kommission 

kann von jedem Ratsmitglied oder durch 
jede*n sachkundige*n Bürger*in thematisch 
im Einzelfall vertreten werden. 

 
 
 
 
 
 
 
6. Grundstücksangelegenheiten 

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-
schuss entscheidet alle städtischen Grund-
stücksangelegenheiten. und berät die Grund-
stückangelegenheiten der Stadtbetriebe Hen-
nef –AöR vor. 

 
Dazu zählen insbesondere: 
 



 
6.1 Erwerb, Verpachtung und Veräußerung von 

Grundflächen, 

6.2 Erwerb, Begründung, Veräußerung oder 
Aufhebung grundstücksgleicher und sonsti-
ger Rechte an Grundstücken, 

6.3 Abschluss, Änderung, Aufhebung und  
Kündigung von Miet- und Pachtverträgen. 

Vorstehende Kompetenzen gem. Ziffer 6.1 bis 
6.3 greifen erst ab einer Wertgrenze in Höhe 
von 150.000,- € (inkl. USt) im Einzelfall. 

§ 2 
Rechnungsprüfungsausschuss 

Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft den 
Jahresabschluss und den Gesamtabschluss der 
Stadt gemäß § 59 Abs. 3 GO NRW. Er bedient 
sich hierzu des Rechnungsprüfungsamtes der 
Stadt. 

  

§ 3 
Ausschuss für Schule, Weiterbildung und 

Sport 

1. Dem Ausschuss für Schule, Weiterbildung 
und Sport arbeitet grundsätzlich das Amt für 
Schule und Bildungskoordination sowie das 
Amt für Kultur, Sport und Öffentlichkeitsarbeit 
zu.  

 
 
 
2. Der Ausschuss für Schule, Weiterbildung und 

Sport berät im Rahmen der gesetzlichen Zu-
ständigkeit in folgenden Angelegenheiten: 

 
2.1 alle äußeren und inneren Schulangelegen-

heiten, insbesondere schulorganisatorische 
Maßnahmen, schulische Baumaßnahmen 
unter Berücksichtigung pädagogischer Kon-
zeptionen, soweit es sich nicht um Geschäfte 
der laufenden Verwaltung handelt, 

 
2.2 Grundsätze der Verwendung der Haushalts-

mittel im Bereich Schule, Weiterbildung und 
Sport unter Berücksichtigung der allgemei-
nen Budgetierungsvorgaben des Rates, 

 
2.3 Schulische Inklusionsentwicklung, 
 
2.4 Verwendung der Fördermittel aus Landes- 

und Bundesförderprogrammen für Schulen. 
 

§ 3 
Ausschuss für Schule, Weiterbildung und 

Sport 

1. Dem Ausschuss für Schule, Weiterbildung 
und Sport arbeitet grundsätzlich das Amt für 
Schule und Bildungskoordination Amt für 
Schule, Bildungskoordination und Sport sowie 
das Amt für Kultur, Sport und Öffentlichkeitsar-
beit Amt für Kultur, Öffentlichkeitsarbeit und 
Ehrenamt zu.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 die Verwendung der Fördermittel zur Ver-
besserung der Schul- und Bildungsarbeit in 
der Stadt Hennef, 

3.2 die Verwendung der Fördermittel für Ange-
bote der Betreuung von Schülerinnen und 
Schülern der Sekundarstufe I, 

3.3 die Grundsätze der Förderung des Sports - 
soweit nicht der Jugendhilfeausschuss zu-
ständig ist - und der Einrichtungen der Stadt 
für sportliche Zwecke sowie den Schulsport, 

3.4 die Verwendung von Mitteln zur Förderung 
des Sports, wenn sie im Einzelfall 5.000,- € 
(inkl. USt) überschreiten, 

3.5 die Grundsätze der Förderung der Sportver-
eine soweit es sich nicht um Träger der 
freien Jugendhilfe und Jugendarbeit handelt. 

4. Der Ausschuss für Schule, Weiterbildung und 
Sport berät und beschließt den Schulentwick-
lungsplan, den Medienentwicklungsplan sowie 
die Sportstättenleitplanung.  

 
5. Die zur Bestellung von Schulleiter*innen nach 

§ 61 Schulgesetz (SchulG) NRW vom Schul-
träger zu treffenden Entscheidungen / Vor-
schläge trifft der Ausschuss für Schule, Weiter-
bildung und Sport, sofern dies innerhalb der 
gesetzlichen Fristen (8 bzw. 4 Wochen) mög-
lich ist. Andernfalls geschieht dies durch 
die/den zuständige/n Beigeordnete/n in Ab-
stimmung mit dem/der Ausschussvorsitzen-
den. 

6. Der Ausschuss für Schule, Weiterbildung und 
Sport berät in allen Angelegenheiten der Wei-
terbildung. Die Mitgliedschaft im Zweckver-
band der Volkshochschule Rhein-Sieg bleibt 
hiervon unberührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Die zur Bestellung von Schulleiter*innen nach 

§ 61 Schulgesetz (SchulG) NRW vom Schul-
träger zu treffenden Entscheidungen / Vor-
schläge trifft der Ausschuss für Schule, Weiter-
bildung und Sport, sofern dies innerhalb der 
gesetzlichen Fristen (8 bzw. 4 Wochen) mög-
lich ist. Andernfalls geschieht dies durch 
die/den zuständige*n Beigeordnete*n in Ab-
stimmung mit dem/der Ausschussvorsitzen-
den. 

 
 

§ 4  
Jugendhilfeausschuss 

1. Die Aufgaben des Jugendamtes werden 
durch den Jugendhilfeausschuss und durch 
die Verwaltung des Jugendamtes wahrgenom-
men. Dem Jugendhilfeausschuss arbeitet 
grundsätzlich das Amt für Kinder, Jugend und 
Familie zu.  

§ 4  
Jugendhilfeausschuss 

 
 
 
 
 
 
 
 



Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit al-
len Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er be-
schließt im Rahmen der vom Stadtrat bereitge-
stellten Mittel, der Satzung des Jugendamtes 
und der vom Stadtrat gefassten Beschlüsse 
über die Angelegenheiten der Kinder-, Jugend- 
und Familienhilfe. Der Jugendhilfeausschuss 
soll vor jeder Beschlussfassung des Stadtrates 
in Fragen der Kinder-, Jugend- und Familien-
hilfe gehört werden. 

2. Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit al-
len Angelegenheiten der Jugendhilfe, insbe-
sondere mit 

2.1 der Erörterung aktueller Problemlagen jun-
ger Menschen und ihrer Familien sowie mit 
Anregungen und Vorschlägen für die Weiter-
entwicklung der Jugendhilfe, 

2.2 der Jugendhilfeplanung und 

2.3 der Förderung der freien Jugendhilfe. 

2.4 Er entscheidet über die Aufstellung von 
Richtlinien und Grundsätzen. 

3. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet im 
Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel 
gem. § 71 Abs. 3 SGB VIII über  

3.1 die Förderung der Freien Träger der Ju-
gendhilfe, Jugendarbeit und sportlichen Ju-
gendarbeit, 

3.2 Grundsätze der Förderung des Ehrenamtes 
gemäß § 73 SGB VIII und § 18 des Kinder- 
und Jugendfördergesetzes NW (KJFG), 

3.3 Maßnahmen zur Förderung besonderer Be-
lange von Kindern und Jugendlichen in be-
nachteiligten Lebenswelten und von jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund sowie 
jungen Menschen mit Behinderung gemäß 
§§ 3, 5, 10 und 13 Kinder- und Jugendförder-
gesetz NW, 

 
3.4 die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB 

VIII in Verbindung mit § 25 erstes AG NW 
KJHG, 

3.5 die Einrichtung der in § 42 des Gesetzes zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(KiBiz) genannten Familienzentren, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3.6 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die 
Wahl der Jugendschöffen, 

 
 
3.7 über die grundsätzliche Neueinrichtung von 

Spielflächen im Rahmen der Spielleitpla-
nung, 

 
3.8 die Verwendung von Mitteln zur Förderung 

des Jugendsports, wenn sie im Einzelfall 

5.000,-€ (inkl. USt) überschreiten. 
 
4. Der Jugendhilfeausschuss ist vor der Beru-

fung der Leitung des Jugendamtes zu hören. 

3.6 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die 
Wahl der Jugendschöffen und Jugend-
schöffinnen, 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4a 

Betriebsausschuss der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung Stadtbetriebe Hennef 

(SBH) 

 
1. Der Betriebsausschuss der eigenbetriebsähn-

lichen Einrichtung Stadtbetriebe Hennef (SBH) 
entscheidet in allen Angelegenheiten der ei-
genbetriebsähnlichen Einrichtung Stadtbe-
triebe Hennef (SBH) soweit sie nicht gemäß § 
4 der Eigenbetriebsverordnung oder durch die 
Betriebssatzung der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung der Entscheidung des Rates vor-
behalten sind oder es sich um Geschäfte der 
laufenden Betriebsführung handelt. 

 
2. Angelegenheiten im Sinne der Ziffer 1 sind ins-

besondere:  
2.1. eine eigene Geschäftsordnung, 
2.2. Bestellung des/der von der Betriebsleitung 

vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfers/Wirt-
schaftsprüferin, 

2.3. die Entlastung der Betriebsleitung und der 
Stellvertreter*innen bei der Feststellung des 
Jahresabschlusses, 

2.4 erfolgsgefährdende Mehraufwendungen (s. 
§ 12 (2) der Betriebssatzung), 

2.5. alle Angelegenheiten des Abwasserbe-
reichs, 

2.6. alle Angelegenheiten des Tiefbaus im Rah-
men des konsumtiven Wirtschaftsplans,  

2.7. alle Angelegenheiten des Baubetriebshofs 
und der Straßenbeleuchtung gem. dem Be-
triebszweck, 

2.8. alle Angelegenheiten, welche mit dem, dem 
Betrieb übertragenen und zugeordneten, 
Vermögen zusammenhängen, 

2.9. Angelegenheiten der Wirtschaftsförderung 
und des Tourismus im Rahmen des Betriebs-
zwecks (s. § 1 (2) Nr. 6 der Betriebssatzung) 

 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 5 
Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 

und Tourismus 

1. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 
und Tourismus berät über die Angelegenhei-
ten der Digitalisierung, der Wirtschaftsförde-
rung und des Tourismus der Stadt Hennef 
(Sieg) und der Stadtbetriebe Hennef – AöR.  

 
 
 
2. Angelegenheiten im Sinne der Ziffer 1 sind 

insbesondere: 
 
2.1 alle Fragen der Wirtschaftsförderung und 

des Stadtmarketings, die Förderung des 
Fremdenverkehrs sowie Fragen des Einzel-
handels,  

 
2.2 sonstige Rechtsgeschäfte aller Art, die nicht 

durch den Wirtschaftsplan gedeckt sind. 
 
Vorstehende Kompetenzen gem. Ziffer 2.1 bis 
2.2 greifen erst ab einer Wertgrenze in Höhe 
von 150.000,- € (inkl. USt) im Einzelfall. 

 
3. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft, 

und Tourismus ist darüber hinaus vorbera-
tend zu beteiligen: 

 
3.1 in Angelegenheiten der Beschäftigungsför-

derung, 
 
3.2 Festsetzung der verkaufsoffenen Sonntage, 
 
3.3 bei der Festlegung der Grundsätze der 

Preis- und Konditionengestaltung für Gewer-
begrundstücke der Stadt sowie der Stadtbe-
triebe Hennef - AöR. 

4. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 
und Tourismus berät alle Angelegenheiten im 
Rahmen von (Wochen-) Märkten. 

 

3. In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung 
des Rates unterliegen, entscheidet der Be-
triebsausschuss, falls die Angelegenheit keinen 
Aufschub duldet, gem. § 5 Abs.6 S.1 EigVO. In 
Fällen äußerster Dringlichkeit kann der/die Bür-
germeister*in mit dem/der Vorsitzenden des 
Betriebsausschusses entscheiden (gem. § 5 
Abs.6 S.2 EigVO). § 60 Abs. 1 S. 3 und 4 GO 
NRW gilt entsprechend. 

 

 
§ 5 

Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 
und Tourismus 

 
1. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 

und Tourismus berät über die Angelegenhei-
ten der Digitalisierung, der Wirtschaftsförde-
rung und des Tourismus der Stadt Hennef 
(Sieg) und der Stadtbetriebe Hennef -AöR. der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Stadtbe-
triebe Hennef (SBH). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.3 bei der Festlegung der Grundsätze der 

Preis- und Konditionengestaltung für Gewer-
begrundstücke der Stadt. sowie der Stadtbe-
triebe Hennef - AöR  

 
 
 
 
 
 



5. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft, 
Tourismus berät über 

 
5.1 Abschluss, Änderung, Beendigung von Kon-

zessionsverträgen für die Lieferung von 
Strom und Gas, 

 
5.2 Netzübernahmen im Rahmen der kommuna-

len Strom- und Gasversorgung. 
 
6. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 

und Tourismus berät und entscheidet über die 
konzeptionellen Angelegenheiten der Digitali-
sierung (insbesondere Aufstellung und Fort-
schreibung des Digitalisierungskonzeptes) und 
die daraus resultierenden wesentlichen Maß-
nahmen im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel, soweit es nicht um 
einfach Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Der Ausschuss für Digitalisierung, Wirtschaft 

und Tourismus berät und entscheidet über die 
konzeptionellen Angelegenheiten der Digitali-
sierung (insbesondere Aufstellung und Fort-
schreibung des Digitalisierungskonzeptes) und 
die daraus resultierenden wesentlichen Maß-
nahmen im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel, soweit es sich nicht 
um einfache Geschäfte der laufenden Verwal-
tung handelt. 

 
§ 6 

Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und Städte-
partnerschaften 

1. Dem Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und 
Städtepartnerschaften arbeitet grundsätzlich 
das Amt für Kultur-, Sport und Öffentlichkeits-
arbeit zu. 

 
 
2. Der Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und 

Städtepartnerschaften berät im Rahmen der 
gesetzlichen Zuständigkeit über die Grund-
sätze der Verwendung der Haushaltsmittel im 
Bereich Kultur, Ehrenamt, Städtepartnerschaft, 
Heimatkunde und Vereinswesen unter Berück-
sichtigung der allgemeinen Budgetierungsvor-
gaben des Stadtrates. 

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 das Kulturentwicklungskonzept der Stadt 
Hennef, 

3.2 die städtische Kulturförderung entsprechend 
des Kulturentwicklungskonzepts und der Kul-
turfördersatzung, 

3.3 die Grundsätze der Förderung der Kulturver-
eine soweit es sich nicht um Träger der 
freien Jugendhilfe und Jugendarbeit handelt, 

§ 6 
Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und Städte-

partnerschaften 

1. Dem Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und 
Städtepartnerschaften arbeitet grundsätzlich 
das Amt für Kultur-, Sport und Öffentlichkeits-
arbeit Amt für Kultur, Öffentlichkeitsarbeit und 
Ehrenamt zu. 

 



3.4 die Planung und Durchführung des städti-
schen Kulturprogramms, 

3.5 die Grundsätze zur Vermietung städtischer 
Veranstaltungsstätten für die außerschuli-
sche Nutzung, 

3.6 Angelegenheiten der Musikschule und der 
Stadtbibliothek,  

3.7. Angelegenheiten des Stadtarchivs, 

3.8 Angelegenheiten der Kulturförderung und 
Geschichtsvermittlung im Rahmen des Inte-
grierten Handlungskonzeptes für Stadt Blan-
kenberg,  

 
3.9 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb 

von Kunstgegenständen und Museumsstü-
cken, deren Anschaffungskosten mehr als 
5.000,00 € (inkl. USt) im Einzelfall betragen,  

 
3.10 alle Grundsatzfragen der Städtepartner-

schaften; insbesondere der Richtlinien zur 
Förderung des Städtepartnerschaftsvereins.  

 
4. Der Ausschuss für Kultur, Ehrenamt und 

Städtepartnerschaft entscheidet im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
über  

 
4.1. die Grundsätze der Unterstützung und För-

derung des Ehrenamtes durch die Stadtver-
waltung,  

 
4.2. die Grundsätze der finanziellen Förderung 

des Ehrenamtes, sofern nicht die Zuständig-
keit anderer Ausschüsse betroffen ist. 

§ 7 
Ausschuss für Soziales und Stadtgesell-

schaft 

1. Dem Ausschuss für Soziales und Stadtgesell-
schaft arbeitet grundsätzlich das Amt für sozi-
ale Angelegenheiten zu. 

 
2. Der Ausschuss für Soziales und Stadtgesell-

schaft berät im Rahmen der gesetzlichen Zu-
ständigkeit über die Grundsätze der Verwen-
dung der Haushaltsmittel in den Bereichen Ge-
nerationen, Soziales und Integration unter Be-
rücksichtigung der allgemeinen Budgetie-
rungsvorgaben des Rates. 

 

§ 7 
Ausschuss für Soziales und Stadtgesell-

schaft 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Der Ausschuss für Soziales und Stadtgesell-
schaft entscheidet im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel über  

 
3.1 Maßnahmen zur Förderung der Integration 

von Obdachlosen, Geflüchteten sowie Ein-
wohnern mit Zuwanderungsgeschichte, 

 
 
3.2 Maßnahmen des Sozialwesens, soweit die 

Kosten im Einzelfall mehr als 5.000,- € (inkl. 
USt) betragen, 

 
3.3 die Grundsätze der Förderung sozial tätiger 

Vereine und des Ehrenamtes soweit es sich 
nicht um Träger der freien Jugendhilfe und 
Jugendarbeit handelt, 

 
3.4 die Altenpflege einschließlich der Schaffung 

von Einrichtungen für ältere Bürgerinnen und 
Bürger. 

 
4. Darüber hinaus berät der Ausschuss für Sozi-

ales und Stadtgesellschaft über alle Fragen, 
die sich mit dem Zusammenhalt und dem Zu-
sammenleben der Menschen in Hennef be-
schäftigen.  

 
 
 
 
3.1 Maßnahmen zur Förderung der Integration 

von Obdachlosen, Geflüchteten sowie Ein-
wohnerinnen und Einwohnern mit Zuwande-
rungsgeschichte 

 

§ 8 
Bauausschuss 

1. Dem Bauausschuss arbeiten die Stadtbe-
triebe Hennef - AöR sowie die Zentrale Ge-
bäudewirtschaft grundsätzlich zu.  

 
 
 
2. Der Bauausschuss berät über alle Beschluss-

empfehlungen, die dem Rat zur Beschlussfas-
sung für die Durchführung von Beitragsveran-
lagungen vorgelegt werden (z.B. Fertigstel-
lungs-, Kostenspaltungs- und Abschnittsbil-
dungsbeschlüsse sowie Bildung von Erschlie-
ßungseinheiten und die Abfassung von Son-
dersatzungen etc.).  

3. Der Bauausschuss berät alle Angelegenhei-
ten der Abwasserbeseitigung vor. Insbeson-
dere handelt es sich um folgende Angelegen-
heiten:  

3.1 Verträge für den Bereich der Abwasserbe-
seitigung, wenn der Wert im Einzelfall den 
Betrag von 60.000,- € (inkl. USt) übersteigt. 
Ausgenommen sind Bauvergaben, hier ver-
bleibt es bei der allgemeinen Zuständigkeits-
regelung für städtische Vergaben,  

§ 8 
Bauausschuss 

1. Dem Bauausschuss arbeiten die Stadtbe-
triebe Hennef -AöR die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung Stadtbetriebe Hennef -SBH- sowie 
die Zentrale Gebäudewirtschaft grundsätzlich 
zu.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3.2 Erlass von Abgabeforderungen, ab einer 
Höhe von 3.000,- € (inkl. USt).  

4. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel über  

4.1 Maßnahmen auf dem Gebiet des Hoch- und 
Tiefbaues einschließlich der Gestaltungspla-
nung, nachdem die städtebauliche Beratung 
bzw. die Verkehrsnetzplanung in den in § 9 
und § 10 näher bezeichneten Ausschüssen 
abgeschlossen ist, soweit es sich nicht um 
einfache Geschäfte der laufenden Verwal-
tung handelt,  

4.2 die Entwurfs- und Ausführungsplanung bei 
Hoch- und Tiefbaumaßnahmen und Straßen-
gestaltungsplanung, die unter § 7 (4.1) fällt, 
soweit es sich nicht um einfache Geschäfte 
der laufenden Verwaltung handelt,  

4.3 die Reihenfolge der Durchführung der in den 
Haushaltsplan aufgenommenen Hoch- und 
Tiefbaumaßnahmen, soweit es sich nicht um 
einfache Geschäfte der laufenden Verwal-
tung handelt,  

4.4 die Art der Durchführung von Hoch- und 
Tiefbaumaßnahmen, die pro Maßnahme ei-
nen Betrag von mehr als 60.000,- € (inkl. 
USt) erfordern,  

4.5 die Bestimmung von Architekten und Archi-
tektinnen, Bauleitern und Bauleiterinnen und 
Sonderfachleuten mit einem Honorar von 
mehr als 60.000,- € (inkl. USt),  

 
 
 
4.6 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb 

von Geräten, deren Kosten mehr als 60.000,- 
€ (inkl. USt) im Einzelfall betragen,  

4.7 den Abschluss von Erschließungsverträgen 
ab 20 Bauvorhaben. Er entscheidet nicht in 
Angelegenheiten der Abwasserbeseitigung,  

4.8 das Straßen- und Wegekonzept nach § 8a 
Abs. 1 KAG NRW für geplante beitragspflich-
tige Straßenausbaumaßnahmen sowie für 
geplante voraussichtlich beitragsfreie Stra-
ßenunterhaltungsmaßnahmen einschließlich 
Kanalbau, die über die anteiligen Kosten der 
Straßenoberflächenentwässerung beitrags-
pflichtig werden können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.2 die Entwurfs- und Ausführungsplanung bei 

Hoch- und Tiefbaumaßnahmen und Straßen-
gestaltungsplanung, die unter § 8 (4.1) fällt, 
soweit es sich nicht um einfache Geschäfte 
der laufenden Verwaltung handelt,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.5 die Bestimmung von Architekten und Archi-

tektinnen Architektinnen und Architekten, 
Bauleitern und Bauleiterinnen Bauleiterinnen 
und Bauleitern und Sonderfachleuten mit ei-
nem Honorar von mehr als 60.000,- € (inkl. 
USt), 

 



§ 9 
Ausschuss für Stadtplanung und Wohnen 

1. Der Ausschuss für Stadtplanung und Wohnen 
berät über die allgemeinen Angelegenheiten 
des Städtebaues. Hier ist dem Aspekt des 
Wohnens eine besondere Bedeutung beizu-
messen. Ihm arbeiten die Ämter für Stadtpla-
nung und -entwicklung sowie Bauordnung und 
Untere Denkmalbehörde zu.  

2. Er entscheidet im gesamten Stadtgebiet über 
die Stellungnahmen der Stadt zu überörtlichen 
Planungen und Fachplanungen.  

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel und im räumlich 
abgegrenzten Zuständigkeitsbereich (s. An-
lage, Bereich I) über:  

3.1 Fragen der Verkehrsraumdimensionierung, 
verkehrlichen Belastung, Leistungsfähigkeit, 
Verkehrswegefunktionen und entsprechende 
Gutachten, Planungen, Untersuchungen und 
Vorschläge zu Verkehrsgestaltung- und Füh-
rung im Zusammenhang mit allen räumlich 
abgegrenzten informellen und formellen Ver-
fahren und Projekten des Städtebaus und 
der Bauleitplanung,  

3.2 Maßnahmen der Stadterneuerung und der 
Wohnumfeldverbesserung, insbesondere 
auch die Anlegung und Gestaltung von Plät-
zen und Freiflächen, 

3.3 die Bestimmung von Städte- und Raumpla-
nern sowie Sonderfachleuten mit einem Kos-
tenaufwand von mehr als 60.000,00 € (inkl. 
USt),  

3.4 die Benennung von öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen,  

3.5 die Zulassung von Ausnahmen von Verän-
derungssperren (§§ 14 BauGB),  

3.6 die Anträge auf Zurückstellung von Bauge-
suchen und bei Bauanträgen im Geltungsbe-
reich von in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplanverfahren ggfs. über die Weiterver-
folgung oder die Abweichung von den Pla-
nungszielen,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.3 die Bestimmung von Städte- und Raumpla-

nerinnen und Städte- und Raumplanern so-
wie Sonderfachleuten mit einem Kostenauf-
wand von mehr als 60.000,00 € (inkl. USt),  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3.7 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmi-
gungsverfahren zur Errichtung von imitieren-
den Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer 
im Geltungsbereich von Bebauungsplänen,  

3.8 die Befreiungen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes:  

3.8.1 Überschreitung der Zahl der Vollge-
schosse,  

3.8.2 Abweichungen von mehr als 50 cm bei 
den Festsetzungen der Gebäudehöhen,  

3.8.3 Abweichung von der Art der Nutzung,  

3.8.4 Abweichungen von mehr als 50 cm bei 
den Festsetzungen der Erdgeschossfuß-
bodenhöhe,  

3.8.5 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 
% außerhalb der überbaubaren Fläche (im 
Einzelfall).  

Die Einhaltung der Festsetzungen der einzelnen 
Bebauungspläne hat nach wie vor Vorrang vor 
etwaigen Befreiungen.  

3.9 die vorbereitende und die verbindliche Bau-
leitplanung. Hier trifft der Ausschuss für 
Stadtgestaltung und Wohnen alle verfahrens-
leitenden Beschlüsse im Flächennutzungs-
planänderungsverfahren sowie in den Sat-
zungsverfahren auf der Grundlage des 
BauGB im Bereich I und legt dem Rat die ab-
schließende Beschlussempfehlung zur Ent-
scheidung vor. Sind bei den Verfahren 
Grundstücke im Eigentum der Stadtbetriebe 
Hennef – AöR oder der Stadt betroffen oder 
handelt es sich um Stadtentwicklungsmaß-
nahmen von besonderer Bedeutung, ist vor 
der Beratung die Stellungnahme der Stadtbe-
triebe Hennef – AöR einzuholen.  

 
 
 
3.10 die Feststellung, ob die Voraussetzungen 

des § 125 Absatz 2 BauGB bei der Herstel-
lung von Erschließungsanlagen gegeben 
sind. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.9 die vorbereitende und die verbindliche Bau-

leitplanung. Hier trifft der Ausschuss für Stadt-
gestaltung und Wohnen Stadtplanung und 
Wohnen alle verfahrensleitenden Beschlüsse 
im Flächennutzungsplanänderungsverfahren 
sowie in den Satzungsverfahren auf der 
Grundlage des BauGB im Bereich I und legt 
dem Rat die abschließende Beschlussempfeh-
lung zur Entscheidung vor. Sind bei den Ver-
fahren Grundstücke im Eigentum der Stadtbe-
triebe Hennef – AöR oder der Stadt betroffen 
oder handelt es sich um Stadtentwicklungs-
maßnahmen von besonderer Bedeutung, ist 
vor der Beratung die Stellungnahme der Stadt-
betriebe Hennef – AöR eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung Stadtbetriebe Hennef -SBH- einzu-
holen. 

 
 

 



§ 10 
Ausschuss für Dorfgestaltung und Denkmal-

schutz 

1. Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Denk-
malschutz berät über die allgemeinen Angele-
genheiten der Dorfgestaltung und Denkmal-
pflege innerhalb des räumlich abgegrenzten 
Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, außerhalb 
Bereich I). Ihm arbeiten die Ämter für Stadtpla-
nung sowie Bauordnung und Untere Denkmal-
behörde zu.  

 
2. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Haushaltsmittel und innerhalb des 
räumlich abgegrenzten Zuständigkeitsberei-
ches (s. Anlage, außerhalb Bereich I) über:  

 
2.1 Fragen der Verkehrsraumdimensionierung, 

verkehrlichen Belastung, Leistungsfähigkeit, 
Verkehrswegefunktionen und entsprechende 
Gutachten, Planungen, Untersuchungen und 
Vorschläge zu Verkehrsgestaltung- und Füh-
rung im Zusammenhang mit allen räumlich 
abgegrenzten informellen und formellen Ver-
fahren und Projekten des Städtebaus und 
der Bauleitplanung,  

 
2.2 Maßnahmen zur Dorfgestaltung und Woh-

numfeldverbesserung; insbesondere die An-
legung von Dorfplätzen und dörflichen Frei-
flächen,  

 
2.3 die Bestimmung von Städte- und Raumpla-

nern sowie Sonderfachleuten für die Bauleit-, 
Denkmal- und Umweltschutzplanung mit ei-
nem Kostenaufwand von mehr als 60.000,- € 
(inkl. USt),  

 
 
2.4 die Benennung von öffentlichen Straßen, 

Wegen und Plätzen,  

2.5 die Zulassung von Ausnahmen von Verän-
derungssperren (§§ 14 BauGB),  

2.6 die Anträge auf Zurückstellung von Bauge-
suchen,  

2.7 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmi-
gungsverfahren zur Errichtung von imitieren-
den Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer 
im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, 

 
2.8 über die Befreiungen von den Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes:  

§ 10 
Ausschuss für Dorfgestaltung und Denkmal-

schutz 

1. Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Denk-
malschutz berät über die allgemeinen Angele-
genheiten der Dorfgestaltung und Denkmal-
pflege innerhalb des räumlich abgegrenzten 
Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, außerhalb 
Bereich I). Ihm arbeiten die Ämter für Stadtpla-
nung und -entwicklung sowie Bauordnung und 
Untere Denkmalbehörde zu.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.3 die Bestimmung von Städte- und Raumpla-

nerinnen und Städte- und Raumplanern so-
wie Sonderfachleuten für die Bauleit-, Denk-
mal- und Umweltschutzplanung mit einem 
Kostenaufwand von mehr als 60.000,- € (inkl. 
USt), 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2.8.1 Überschreitung der Zahl der Vollge-
schosse,  

2.8.2 Abweichungen von mehr als 50 cm bei 
den Festsetzungen der Gebäudehöhen,  

2.8.3 Abweichung von der Art der Nutzung,  

2.8.4 Abweichungen von mehr als 50 cm bei 
den Festsetzungen der Erdgeschossfuß-
bodenhöhe,  

2.8.5 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 
% außerhalb der überbaubaren Fläche (im 
Einzelfall).  

Die Einhaltung der Festsetzungen der einzelnen 
Bebauungspläne hat nach wie vor Vorrang vor 
etwaigen Befreiungen.  

2.9 die vorbereitende und die verbindliche Bau-
leitplanung. Hier trifft der Ausschuss alle ver-
fahrensleitenden Beschlüsse im Flächennut-
zungsplanänderungsverfahren sowie in den 
Satzungsverfahren auf der Grundlage des 
BauGB außerhalb Bereich I und legt dem Rat 
die abschließende Beschlussempfehlung zur 
Entscheidung vor.  

2.10 die Feststellung, ob die Voraussetzungen 
des § 125 Absatz 2 BauGB bei der Herstel-
lung von Erschließungsanlagen gegeben 
sind.  

3. Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Denk-
malpflege berät ferner für das gesamte Stadt-
gebiet im Bereich der Denkmalpflege über:  

 
 
3.1 die Aufstellung und Fortschreibung der 

Denkmalpflegepläne (§ 25 DSchG),  
 
3.2 die Enteignung (§ 30 DSchG), die Über-

nahme von Denkmälern (§ 31 DSchG) und 
die Ausübung des Vorkaufsrechtes (§ 32 
DSchG).  

4. Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Denk-
malschutz entscheidet ferner für das gesamte 
Stadtgebiet im Bereich der Denkmalpflege 
über Leistungen nach dem Denkmalschutzge-
setz von mehr als 15.000,- € (inkl. USt) im Ein-
zelfall, soweit die Mittel von der Stadt erbracht 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Denk-

malpflege Denkmalschutz berät ferner für das 
gesamte Stadtgebiet im Bereich der Denkmal-
pflege über:  

 

 



§ 11 
Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima-

schutz 

1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz berät über die allgemeinen Angele-
genheiten des Klimaschutzes, der Energieein-
sparung, Themen zur Nachhaltigkeit im Sinne 
der Agenda 21, des Natur- und Umweltschut-
zes, der Grünflächen- und Landschaftsgestal-
tung. Er berät über energiewirtschaftliche Pro-
jekte, energiepolitische Themen sowie die Be-
dingungen und Maßnahmen zur Umsetzung 
konkreter Einzelziele. Ihm arbeiten das Um-
weltamt und die Stadtbetriebe Hennef AöR zu.  

 

2. Der Ausschuss für Klima- und Umweltschutz 
entscheidet für das gesamte Stadtgebiet im 
Bereich des Umweltschutzes über:  

 
 
2.1 Leitlinien zur allgemeinen Gestaltung und 

Verbesserung des Landschaftsbildes und all-
gemeinen Begrünung des bebauten Stadtge-
bietes sowie über Fragen, die die Bereiche 
der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft betref-
fen,  

2.2 die Stellungnahme zu Planungen von Natur- 
und Landschaftsschutzgebieten sowie zur 
Aufstellung von Landschaftsplänen,  

2.3 Fachplanungen außerhalb von Ortschaften 
unter dem Aspekt des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung des Landschaftsbildes,  

2.4 die Anfertigung und das Ergebnis von Um-
weltverträglichkeitsprüfungen sowie grund-
sätzliche Maßnahmen zur Umsetzung der 
Lokalen Agenda 21,  

2.5 alle Maßnahmen in Fragen der Lärmbe-
kämpfung, Luftreinhaltung, Gewässerreinhal-
tung, Abfallbeseitigung und Altlasten,  

2.6 Reit- und Wanderwegekonzepte,  

2.7 Maßnahmen und Projekte der landschafts-
bezogenen Erholung,  

2.8 grundsätzliche und konzeptionelle Belange 
des Klimaschutzes, der Klimaanpassung, der 

§ 11 
Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima-

schutz 

1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz berät über die allgemeinen Angele-
genheiten des Klimaschutzes, der Energieein-
sparung, Themen zur Nachhaltigkeit im Sinne 
der Agenda 21, des Natur- und Umweltschut-
zes, der Grünflächen- und Landschaftsgestal-
tung. Er berät über energiewirtschaftliche Pro-
jekte, energiepolitische Themen sowie die Be-
dingungen und Maßnahmen zur Umsetzung 
konkreter Einzelziele. Ihm arbeiten das Um-
weltamt und die Stadtbetriebe Hennef AöR die 
eigenbetriebsähnliche Einrichtung Stadtbe-
triebe Hennef -SBH- zu. 

2. Der Ausschuss für Klima- und Umweltschutz 
Umwelt, Energie und Klimaschutz entscheidet 
für das gesamte Stadtgebiet im Bereich des 
Umweltschutzes über:  

 



Energiegewinnung aus regenerativen Ener-
gien und der Energieeinsparung,  

2.9 die Gestaltung städtischer Grünflächen und 
Friedhöfe,  

2.10 Formen und Ausgestaltung von Beisetzun-
gen.  

3. Er entscheidet ferner im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel und inner-
halb des räumlich abgegrenzten Zuständig-
keitsbereiches (s. Anlage, außerhalb Bereich I) 
über die Bestimmung von Fachplaner*innen 
und –gutachter*innen in den Bereichen Grün-
ordnung, Klimaschutz, Landschaftsarchitektur 
und technischen Umweltschutz mit einem Kos-
tenaufwand von mehr als 60.000,- € (inkl. 
USt). 

§ 12 
Ausschuss für Personal und Gleichstellung 

1. Der Ausschuss für Personal und Gleichstel-
lung berät alle personalbezogenen Fragen vor, 
die nach den Bestimmungen der Hauptsat-
zung einer Entscheidung / Mitwirkung des Ra-
tes bedürfen.  

2. Der Ausschuss für Personal und Gleichstel-
lung berät den Stellenplan zum Haushaltsplan-
entwurf vor.  

3. Der Ausschuss für Personal und Gleichstel-
lung berät über Angelegenheiten der Gleich-
stellung in der Stadtverwaltung. 

 

§ 13 
Vergabeausschuss 

1. Der Vergabeausschuss entscheidet im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel über:  

 
1.1 alle Auftragsvergaben der Stadt, deren Auf-

tragswert 60.000,- € (inkl. USt) überschreitet. 
Wurde ein/e Planer/in oder Fachplaner/in für 
eine bestimmte Maßnahme durch einen 
Fachausschuss oder den Rat bestimmt, so 
ist eine Vorlage im Vergabeausschuss nicht 
mehr erforderlich;  

 
1.2 beschränkte Ausschreibungen über Liefe-

rungen und Leistungen im Sinne der UVgO 
über der vorgegebenen Wertgrenze der 
Vergabegrundsätze für Gemeinden nach § 
26 der Kommunalhaushaltsverordnung Nord-

§ 13 
Vergabeausschuss 

 
 
 
 
1.1 alle Auftragsvergaben der Stadt, deren Auf-

tragswert 60.000,- € (inkl. USt) überschreitet. 
Wurde ein*e Planer*in oder Fachplaner*in für 
eine bestimmte Maßnahme durch einen 
Fachausschuss oder den Rat bestimmt, so 
ist eine Vorlage im Vergabeausschuss nicht 
mehr erforderlich;  

 
 



rhein-Westfalen (Kommunale Vergabegrund-
sätze);  

 
1.3 beschränkte Ausschreibungen über Bauleis-

tungen im Sinne der VOB/A über der vorge-
gebenen Wertgrenze der Vergabegrundsätze 
für Gemeinden nach § 26 der Kommunal-
haushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen 
(Kommunale Vergabegrundsätze);  

 
1.4 freihändige Vergaben über Lieferungen und 

Leistungen im Sinne der UVgO über der vor-
gegebenen Wertgrenze der Vergabegrund-
sätze für Gemeinden nach § 26 der Kommu-
nalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen 
(Kommunale Vergabegrundsätze);  

 
1.5 freihändige Vergaben über Bauleistungen im 

Sinne der VOB/A über der vorgegebenen 
Wertgrenze der Vergabegrundsätze für Ge-
meinden nach § 26 der Kommunalhaushalts-
verordnung Nordrhein-Westfalen (Kommu-
nale Vergabegrundsätze).  

 
2. Absatz 1 gilt nicht bei geringfügigen Nachbe-

auftragungen und Nachbestellungen, wenn im 
Anschluss an einen bereits bestehenden Ver-
trag kein höherer Preis für die ursprüngliche 
Leistung gefordert wird und von einer Aus-
schreibung kein wirtschaftlicheres Ergebnis zu 
erwarten ist. Die Summe der Nachbestellung 
darf bei Auftragsvergaben nach der UVgO 20 
%, bei Auftragsvergaben nach der VOB/A 50 
% des Wertes der ursprünglichen Auftrags-
summe nicht überschreiten. 

 
3. Dem Vergabeausschuss arbeitet die Zentrale 

Vergabestelle (ZVS) zu. Regelmäßige Mittei-
lungen über Vergaben zwischen 10.000,- 
und 60.000,- EUR (inkl. USt) sowie Mitteilun-
gen von erteilten Nachträgen von 10.000,- 
EUR (inkl. USt.) bis zum Erreichen des in 
Abs. 2 genannten Schwellenwertes an den 
Vergabeausschuss werden von der ZVS ge-
sammelt und zu jeweils einem Tagesord-
nungspunkt für die jeweils kommende Verga-
beausschusssitzung zusammengefasst. 

 

§ 14 
Ausschuss für Mobilität 

 
1. Der Ausschuss berät über die allgemeinen 

Angelegenheiten der Verkehrsnetzplanung. 
Ihm arbeiten die Ämter für Stadtplanung und-
entwicklung sowie Ordnungsverwaltung und 
Bürgerzentrum zu.  

 

§ 14 
Ausschuss für Mobilität 

 
1. Der Ausschuss berät über die allgemeinen 

Angelegenheiten der Verkehrsnetzplanung. 
Ihm arbeiten die Ämter für Stadtplanung und   
-entwicklung sowie Ordnungsverwaltung, und 
Bürgerzentrum, Zivil- und Bevölkerungsschutz 
zu.  



2. Er entscheidet über die Stellungnahmen der 
Stadt zu überörtlichen Verkehrsplanungen. Bei 
sonstigen überörtlichen Planungen und Fach-
planungen berät er den verkehrsfachlichen 
Teil vor.  

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel über:  

3.1 alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
der Aufstellung des Masterplanes Mobilität,  

3.2 Straßenfunktionen (z.B. verkehrsberuhigter 
Ausbau, Tempo-30-Zonen, Einbahnstraßen, 
etc.) im Zusammenhang mit der Verkehrs-
netzplanung. Die Beratung über Fragen der 
Verkehrsraumdimensionierung, verkehrlichen 
Belastung, Leistungsfähigkeit, Verkehrswe-
gefunktionen und entsprechende Gutachten, 
Planungen, Untersuchungen und Vorschläge 
zu Verkehrsgestaltung- und Führung im Zu-
sammenhang mit allen räumlich abgegrenz-
ten informellen und formellen Verfahren und 
Projekten des Städtebaus und der Bauleitpla-
nung, verbleiben beim Ausschuss für Stadt-
planung und Wohnen sowie Ausschuss für 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz,  

3.3 Fragen des öffentlichen Personennahver-
kehrs,  

3.4 Radwegekonzepte,  

3.5 alle Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit der Einrichtung und Unterstützung alter-
nativer Mobilitätsformen,  

3.6 die Bestimmung von Fachplanern und –Gut-
achtern mit einem Kostenaufwand von mehr 
als 60.000,- € (inkl. USt).  

 
 
4. Im Fall der Gefahrenabwehr steht dem Aus-

schuss Beratung und Entscheidung insoweit 
zu, als die Verwaltung verpflichtet wird, Gefah-
renverdachte an Strecken und Stellen im öf-
fentlichen Verkehrsraum zu untersuchen (Ge-
fahrerforschung).  

Nach der Gefahrerforschung (Untersuchung 
der Örtlichkeit, Geschwindigkeitsmessungen, 
Verkehrszählungen, Unfallabfragen bei der 
Polizei, Beteiligung Straßenbaulastträger) 
schlägt die Verwaltung notwendige Maßnah-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
3.6 die Bestimmung von Fachplanerinnen und 

Fachplanern sowie –gutachterinnen und -gut-
achtern mit einem Kostenaufwand von mehr 
als 60.000,- € (inkl. USt).  

 
 



men zur Gefahrenabwehr im Zuge des ein-
schlägigen Verfahrens vor und ordnet diese 
nach Vorstellung im Ausschuss an. 

§ 15 
Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

 

1. Der Bürgermeister entscheidet alle Geschäfte 
der laufenden Verwaltung.  

2. Hierzu gehören insbesondere folgende Ge-
schäfte:  

2.1 Tätigkeiten im Rahmen des § 8 Ziffer 4.1 bis 
4.3 dieser Zuständigkeitsregelung; als einfa-
ches Geschäft gelten alle Tätigkeiten, deren 
Kosten 60.000,- € (inkl. USt) nicht über-
schreiten,  

2.2 Stundung und Niederschlagung von Abga-
beforderungen, daneben über den Erlass von 
Forderungen bis zu einer Höhe von 3.000,- € 
(inkl. USt,) 

2.3 Aufnahme einzelner Kredite im Rahmen der 
Kreditermächtigung der Haushaltssatzung 
gem. § 77 Abs. 2 der GO NRW,  

2.4 Geschäfte mit einem finanziellen Umfang 
von bis zu 60.000,- € (inkl. USt), - es sei 
denn, in dieser Zuständigkeitsregelung sind 
andere Wertgrenzen festgesetzt -.  

3. Die den Fachausschüssen zuarbeitenden 
Fachämter berichten regelmäßig zu jedem 
Quartalsende über die bedeutsamen Angele-
genheiten ihres Fachamtes und die finanzielle 
Entwicklung ihres Budgetbereiches (Beginn 
des Aufbaus des Berichtswesens). 

§ 15 
Zuständigkeiten des Bürgermeisters / der 

Bürgermeisterin 

1. Der/die Bürgermeister*in entscheidet alle Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung.  

 

§ 16 
Rückholrecht des Rates 

1. Soweit mit dieser Zuständigkeitsordnung Ent-
scheidungsbefugnisse auf einen Ausschuss 
übertragen werden, kann der Rat durch Be-
schluss im Einzelfall an Stelle des Ausschus-
ses entscheiden. Das Rückholrecht ist ausge-
schlossen, wenn die Ausübung gegen ein ge-
setzliches Verbot verstoßen würde.  

2. Im Übrigen bleibt das Rückholrecht des Rates 
bei Geschäften der laufenden Verwaltung 
nach § 41 Abs. 3 GO unberührt. 

 



§ 17 
Zuständigkeiten der Ausschüsse im Verhält-

nis zum Verwaltungsrat der Stadtbetriebe 
Hennef AöR 

 
 
 
Die Fachausschüsse des Rates beraten die Sa-
chentscheidungen zu Angelegenheiten der AöR 
vor und sprechen Empfehlungen aus. Der Vor-
stand arbeitet den Fachausschüssen insoweit 
zu und setzt den Verwaltungsrat darüber in 
Kenntnis. 

§ 17 
Zuständigkeiten der Ausschüsse im Verhält-

nis zum Verwaltungsrat der Stadtbetriebe 
Hennef AöR Betriebsausschuss der eigenbe-

triebsähnlichen Einrichtung Stadtbetriebe 
Hennef -SBH- 

Die Fachausschüsse des Rates beraten die Sa-
chentscheidungen des Betriebsausschusses zu 
Angelegenheiten der AöR eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung Stadtbetriebe Hennef -SBH- 
vor und sprechen Empfehlungen aus. Der Vor-
stand Die Betriebsleitung arbeitet den Fachaus-
schüssen insoweit zu und setzt den Verwal-
tungsrat Betriebsausschuss darüber in Kenntnis. 

§ 18 
Inkrafttreten 

Diese Zuständigkeitsregelung tritt am 
09.11.2020 in Kraft. 

§ 18 
Inkrafttreten 

Diese Zuständigkeitsregelung tritt am 
09.11.2020 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Zuständigkeitsregelung vom 09.11.2020 au-
ßer Kraft. 

 


